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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, 

liebe Leserinnen und Leser,

in 2017 war ich viel unterwegs und 
habe ausgiebig Gespräche mit 
Mitarbeitenden im ÖGD geführt. 
Dabei bin ich immer begeistert 
und beeindruckt von dem Engage-
ment und der Leidenschaft , die 
Sie für Ihre Aufgaben mitbringen.

ÖGD Mitarbeitende sind frei 
von kommerziellen Interessen 
und arbeiten im Auft rag der Men-
schen. Wir schaff en keine Produk-
te, sondern schaff en bessere 
Lebensbedingungen. In den Kom-
munen arbeiten wir um für Alle 
ein gesundes und langes Leben zu 
ermöglichen, damit sich Men-
schen zugehörig und hier zuhause 
fühlen können.

Wer im ÖGD arbeitet, kann die 
Erfolge der Arbeit sehen. Ich fi nde 
wir müssen die Erfolge unserer 
Arbeit mehr sichtbar machen. Ins-
besondere da die kommunalen 
Einrichtungen immer weniger fi -
nanzielle und personelle Ausstat-
tung haben. Dazu gehört für mich, 
dass wir darüber sprechen was wir 
tun und quantitativ und qualitativ 
zeigen, dass der ÖGD wirksam und 
effi  zient in Gesundheitsschutz, 
-förderung und -versorgung der 
Menschen arbeitet. Dieses ist 
neben den bestehenden Aufgaben 
kaum möglich. Daher sollten wir 
mit universitären Einrichtungen 
und Forschungsinstituten zusam-
menarbeiten.

Ich freue mich über die neue 
Ausschreibung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft  zur För-
derung von Forschungsgruppen 
im Bereich Öff entliche Gesund-
heit. Das ist eine Chance den ÖGD 
in Forschung zu beteiligen. 

Ich hoff e Ihnen in 2018 dazu 
weiteres berichten zu können.

Zum Ende des Jahres wünsche 
ich Ihnen viel Vergnügen bei der 
Lektüre dieses Blickpunktes, uns 
allen wünsche ich ein friedliches 
Weihnachtsfest und ein gesundes 
und spannendes Neues Jahr.

Ihre 
Ute Teichert

Bereits auf dem wissenschaft lichen Kon-
gress des BVÖGD 2004 in Marburg entstand 
die Idee, off ene Fragen und unausgespro-
chene Kontroversen in der Beziehung zwi-
schen Praktizierenden im Öff entlichen Ge-
sundheitsdienst (ÖGD) und Public Health 
Theoretikern zu klären. Das wurde 2005 
im Bundesgesundheitsblatt ausführlich 
diskutiert. Aber die damals initiierten For-
schungsverbünde und Ausbildungsinitia-
tiven wollte bestehende wissenschaft liche 
Institute und Behörden für den Gesund-
heits- und Verbraucherschutz nicht als For-
schungseinrichtungen wahrnehmen oder 
auf bestehenden Einrichtungen für öff ent-
liche Gesundheit aufb auen – und schon gar 
nicht in die Nähe des ÖGD gerückt werden. 
Seitdem fehlt es Theoretikern an Bezügen 
zu staatlichen Einrichtungen und prakti-

schen Aufgaben Öff entlicher Gesundheit. 
Einig ist man sich allerdings, dass der eng-
lische Begriff  „Public Health“ mit Öff entli-
che Gesundheit zu übersetzen sei. 

2017 – fast 15 Jahre nach der ersten off e-
nen Diskussion – wird die Zukunft  von Öf-
fentlicher Gesundheit in Deutschland wie-
der diskutiert. Das zweite Zukunft sforum 
Public Health fi ndet im Dezember 2017 im 
Berlin statt. Ein Ziel ist Beteiligte aus Praxis, 
Forschung und Lehre zusammenzubrin-
gen. Gleichzeitig schreibt die Deutsche For-
schungsgemeinschaft  neue Förderungen 
zur Stärkung der Public-Health-Forschung 
in Deutschland aus. 

Die wichtige und zentrale Aufgabe des 
ÖGD in Deutschland ist die gesundheit liche 
und soziale Daseinsvorsorge und Fürsorge. 
Forschung zu Öff entlicher Gesundheit soll-

te Antworten fi nden, wo und wie der ÖGD 
noch besser dazu beitragen kann, die Teil-
habe aller Menschen zu gewährleisten und 
damit letztlich die gesellschaft  liche und 
politische Stabilität des demokratischen 
Systems zu stärken. Insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass in der Praxis des ÖGD 
kontinuierlich fi nanzielle und personelle 
Einschnitte stattfi nden und die ÖGD Ein-
richtungen bereits heute kaum noch ihre 
Anforderungen erfüllen können. 

Wenn Forschung die Wirksamkeit der 
Aufgaben und das Potential des ÖGD erfas-
sen und analysieren würden, dann gäbe es 
endlich auch Gemeinsamkeiten in der Theo-
rie und Praxis der Öff entlichen Gesundheit. 
Daher muss darüber gesprochen werden, 
wie die Gesundheitsämter in die Planung, 
Durchführung und Umsetzung von For-
schungsvorhabeneinbezogen werden kön-
nen. Das setzt aber auch voraus, dass spezi-
fi sche im ÖGD verortete Forschungsprojek-
te besonders gefördert werden. 

Darüber hinaus braucht es akademische 
Brückenprofessuren bzw. universitäre Lehr-
stühle für Öff entliche Gesundheit insbe-
sondere an den Akademien in Düsseldorf, 
München und anderen Orten in gemein-
samer Trägerschaft  mit kooperierenden 
Universitären um gemeinsam angewandte 
Forschung im Öff entlichen Gesundheits-
wesen zu fördern.

Peter Tinnemann

G 26177 Verlag Akademie für öffentliches Gesundheitswesen, Postfach 33 01 61, 40434 Düsseldorf
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BLICKPUNKT
Öff entliche Gesundheit

Praxis und Theorie der Öff entlichen Gesundheit ent-
wickeln sich in Deutschland weitgehend unabhängig 
voneinander. Die Brücke für eine Annäherung könnte 
Forschung sein. 
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„Darum gehe 
ich in den 

Öff ent lichen 
Gesundheitsdienst“

Birgit Abt, 44 Jahre

Interessen
Familie, meine Hündin, Freunde 
und Nordic Walking

Ich bin im ÖGD seit
2015

Hier arbeite ich
Ich arbeite im Gesundheitsamt 
der Kreisverwaltung Bad Kreuz-
nach als Sozial medizinische Assis-
tentin (SMA). Meine Aufgaben 
sind im Bereich Asyl, Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienst, 
Gesundheitsberichterstattung 
und Regionale Gesundheits-
konferenz. 
Wichtig ist mir auch die gute 
Zusammenarbeit mit Hilfsorga-
nisationen, wie beispielsweise 
zuletzt zum Welt-Aids-Tag, die 
kollegiale Kontaktpfl ege mit 
den Rettungsdiensten und die 
Betei ligung an Arbeitskreisen 
im Bereich Katastrophenschutz.
 
Vorher war ich tätig als
Kinderkrankenschwester, ich habe 
aber unter anderem auch auf 
einer Erwach senen Intensivsta-
tion gearbeitet, war im Rettungs-
dienst tätig, zuletzt stellvertre-
tende Pfl egedienstleitung in einem 
Altenheim.

Ich bin zum ÖGD gewechselt,
weil es für mich eine Möglichkeit 
war Zeit für meine Familie zu 
haben, wieder Hobbies nach-
gehen zu können und Zeit für 
Freunde zu fi nden. Pfl egedienst-
leitung im Schichtdienst plus 
zusätzliche dienstliche Termine 
kam das wirklich zu kurz.

Ich habe Zweifel gehabt,
ob ich die Erwartungen erfüllen 
kann und ob es die richtige Ent-
scheidung ist. Im Moment fühle 
ich mich jedenfalls wohl. Neuen 
Herausforderungen stehe ich aber 
off en gegenüber.

Meine Familie und Freunde 
meinten,
dass es eine gute Idee wäre in den 
ÖGD zu wechseln.

Ungewohnt war/ist,
jedes Wochenende frei zu haben.

Ich weiß zu schätzen,
dass ich eine solch abwechslungs-
reiche Tätigkeit machen kann. 
Ich brauche immer mal wieder 
neue Aufgaben und Verantwor-
tungen, langweilig darf es nicht 
werden. Die geregelten Arbeits-
zeiten sind auch ein eindeutiger 
Vorteil gegenüber meiner vor-
herigen Tätigkeit. Als alleinerzie-
hende Mutter ein großes Plus.

Rückblickend denke ich,
dass es die richtige Entscheidung 
war. 

WIR GRATULIEREN

30 Hygienekon
trolleurinnen 
und kontrolleu
ren bestehen Ab
schlussprüfung!

Am 30.11.2017 konnte die Lehrgangslei-
tung Dipl.-Ing. Andrea Quenzer 30 Hy-
gienekontrolleuren die Zeugnisse über 
die erfolgreich bestandene Prüfung zum 
Hygienekontrolleur überreichen. 

Die Gruppe bestand aus 21 Frauen 
und 10 Männern. Sie kamen aus den 
Bundesländern Hessen, Niedersach-
sen, NRW, Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein.

Der Prüfungsvorsitzende Dr. Georg 
Ohde hat zum letzten Mal die Prüfung 
durchgeführt. Er hat den Lehrgang und 
die Prüfung seit 2003 begleitet. Wir dan-
ken ihm sehr für sein Engagement!

Die Akademie wünscht den Absolven-
tinnen und Absolventen einen guten 
Start in das Berufsleben.

Wir bieten Ihnen im kommenden Jahr wie-
der eine Vielzahl an ein- und mehrtägigen 
Fortbildungsveranstaltungen für alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Öff ent-
lichen Gesundheitsdienstes an.

Für 2018 bietet die Akademie eine neue 
Kategorie an, die sich an Neueinsteiger/
innen richtet. In der Mitarbeiterschaft 
der Gesundheitsämter fi ndet derzeit ein 
Generationenwechsel statt. Neue Mitar-
beiter/innen steigen in den Öff entlichen 
Gesundheitsdienst ein, andere wechseln 
innerhalb des ÖGD ihren Arbeitsbereich. 
Für alle ist damit die Notwendigkeit ver-
bunden, sich möglichst schnell in ihr neu-
es Arbeitsfeld am Gesundheitsamt einzu-
arbeiten. 

Am 19. 9. 2017 fanden in Berlin über 60 Teil-
nehmer zum von der Akademie und der 
Zoonosenplattform gemeinsam ausgerich-
teten Workshop „Virus vom Vogel“ zusam-
men. Ziel des Workshops war eine gemein-
same, fach- und anwendungsübergreifende 
Horizonterweiterung zum Thema Infl uen-
za. Vorträge sowohl aus der wissenschaft -
lichen Perspektive als auch aus der Sicht 
des Öff entlichen Gesundheitsdienstes so-
wie des Veterinärdienstes trugen dazu bei, 
ein möglichst vollständiges Bild der Situa-
tion zu erstellen, auf dessen Basis gemein-

Die Akademie bietet dabei ihre Unter-
stützung an. In unserem Veranstaltungs-
programm 2018 fi nden sich über 50 – zum 
Teil seit langem etablierte – Angebote, die 
für Newcomer besonders geeignet sind. 
Diese Veranstaltungen sind mit einem [#] 
gekennzeichnet.

Ganz neu ist die viertägige Seminarreihe 
„Basiswissen Öff entliches Gesundheitswe-
sen und Verwaltungshandeln“, die Grund-
lagenthemen des ÖGD und Verwaltungs-
rechts beinhaltet und in 2018 insgesamt 
viermal an verschiedenen Orten angeboten 
wird. Diese Veranstaltung richtet sich v. a. 
an neue Mitarbeiter/innen, die von außer-
halb des öff entlichen Dienstes ihren Weg 
ins Gesundheitsamt gefunden haben. 

sam diskutiert und Fragen erörtert werden 
konnte. 

Insbesondere der Austausch zwischen 
Veterinär- und Humanmedizin sei im Hin-
blick auf die Grippebekämpfung sehr sinn-
voll, stellten die Teilnehmenden abschlie-
ßend fest. Die Veranstaltung konnte so 
zum besseren gegenseitigen Verständnis 
zwischen Tier- und Humanmedizin einer-
seits und zwischen Forschung und Gesund-
heits- / Veterinärdienst andererseits beitra-
gen. Der komplette Nachbericht steht unter 
http://bit.ly/2k0xLkI  zur Verfügung.

NEUIGKEITEN AUS DER AKADEMIE

[#] steht für Newcomer

VIRUS VOM VOGEL 

Alle Jahre wieder …

Erstmals bietet die Akademie Ihnen in 2018 
ausgewiesene Newcomer-Veranstaltungen an.

Die Pfl ege von Angehörigen wird das zen-
trale Vereinbarkeitsthema der kommenden 
Jahre sein. Immer mehr Beschäft igte – ins-
besondere Frauen – befi nden sich zudem 
in einer „Sandwich-Position“ und betreuen 
sowohl minderjährige Kinder als auch pfl e-
gebedürft ige Eltern. Die Akademie möchte 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 

sich dieser oft  schwierigen Situation stellen, 
dabei unterstützen. Im Vordergrund steht 
hier gemeinsam nach Lösungen zu suchen, 
wie eine Vereinbarkeit sowohl kurz- als auch 
langfristig möglich sein kann. Die Akade-
mie arbeitet dabei mit Competentia NRW, 
dem Kompetenzzentrum Frau und Beruf 
www.competentia.nrw.de zusammen.

PFLEGE HAT VIELE GESICHTER 

Bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Pfl ege

ERSTER ARBEITSTAG 

Dr. Silke Farin 
als künft ige 
Leiterin des 
Gesundheits
amtes 

Im Oktober konnte Landrat Tjark Bartels 
die künft ige Leiterin des Gesundheits-
amtes im Landkreis Hameln-Pyrmont, 
Dr. Silke Farin, anlässlich ihres ersten 
Arbeitstags als Medizinaloberrätin im 
Kreishaus begrüßen. 

Mit Ablauf dieses Jahres wird Dr. Klaus 
Weber, der derzeitige Leiter des Gesund-
heitsamtes, aus dem aktiven Dienst aus-
scheiden und in den Ruhestand eintre-
ten. Frau Dr. Farin konnte bereits jetzt 
als Nachfolgerin gewonnen werden und 
kann nun die Zeit bis zum Jahresende 
nutzen, um gemeinsam mit Dr. Weber 
einen geregelten Übergang der Leitung 
des Gesundheitsamtes zu gestalten. 

Die 46-jährige promovierte Ärztin 
war bislang als Leiterin der Fachgrup-
pe Hygiene und Umweltmedizin im 
Gesundheitsamt Walsrode des Land-
kreises Heidekreis beschäft igt. Seit Juli 
2015 hat sie dort zudem die stellvertre-
tende Fachbereichsleitung wahrgenom-
men. 

Im Sommer hat sie Ihre Weiterbil-
dung zur Fachärztin Öffentliches Ge-
sundheitswesen an der Akademie abge-
schlossen. Wir gratulieren Dr. Farin zur 
neuen Aufgabe.

Die Weiterbildung zum/zur Facharzt/
ärztin für Öffentliches Gesundheits-
wesen wird an der Akademie regel-
mäßig angeboten. Bitte beachten Sie, 
dass für die Module A1, A2 und A3 des 
13. Weiterbildungskurses FA ÖGW in 
2018 bereits eine Warteliste besteht.  
Näheres zur Facharztausbildung fin-
den Sie auf der Website der Akademie 
http://bit.ly/2jluqgJ. 
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Ein Barcamp unterscheidet sich klar von 
anderen Fortbildungsveranstaltungen, es 
gibt kein Programm, keine vorgegebenen 
Themen und in der Regel auch keine ein-
geladenen Referenten. Bei einem Barcamp, 
auch gerne als Unkonferenz bezeichnet, 
setzen die Teilnehmenden Prioritäten, ihre 
Themen stehen im Mittelpunkt, sie gestal-
ten den Ablauf. Um den Start in den Tag 
zu vereinfachen, hatten die Teilnehmerin-
nen, 21 Sozialmedizinische Assistentinnen 
(SMA), bereits im Vorfeld Themenvorschlä-
ge eingereicht. Als Topthema wählten die 

SMA, im Übrigen wie schon im vergange-
nen Jahr, ihre Profession bekannter zu ma-
chen, einen Austausch über die vielfältigen 
Aufgabengebiete der SMA und die Grün-
dung eines Verbandes für den fachlichen 
Austausch und die Vertretung berufspoli-
tischer Interessen. Weitere Themen waren 
das Prostituiertenschutzgesetz, die Tuber-
kuloseberatung und der Umgang mit bzw. 
Zugang zu Familien mit einer Vielzahl an 
Problemen.

Zum Prostituiertenschutzgesetz konnte 
mit Christine Aulenbacher eine Referentin 

der Akademie als Expertin gewonnen wer-
den, die fachkundig das Gesetz, dessen Vor- 
und Nachteile präsentierte, wodurch sich 
eine rege Diskussion entspann. Es herrsch-
te weitgehend Einigkeit darüber, dass das 
Gesetz noch „viel Luft nach oben hat“ um 
wirklich dem Schutz der Prostituierten zu 
dienen.

Die Arbeitsgruppe, die sich mit Tuberku-
loseberatung befasste, formulierte schnell 
den Wunsch, eine Präsentation zu gestal-
ten, die kurz und sachlich über Tuberkulose 
aufklärt und beispielsweise bei anstehen-
den Umgebungsuntersuchungen Betroffe-
nen gezeigt werden kann. Die Präsentation 
wurde im Kreis der Teilnehmerinnen vor-
gestellt, nützliche Anregungen und Ergän-
zungen werden eingearbeitet bevor diese 
dann allen Barcamperinnen zur Verfügung 
gestellt wird. 

Umgang mit und Zugang zu Familien 
mit zahlreichen Problemen – rund um 
dieses Thema entwickelte sich rasch ein 
Erfahrungsaustausch. Die Diskutantinnen 
nutzten die Chance, persönliche Fallbei-
spiele zu berichten, sich kollegial beraten 
zu lassen und erarbeiteten relevante Part-
ner auf kommunaler Ebene für ein optima-
les Netzwerk.

SMA – „SIE MACHT ALLES!“ ... ABER  
BEKANNT SIND SIE BEI DEN WENIGSTEN

Die Sammlung der Aufgabengebiete der 
Teilnehmerinnen ist beeindruckend, vor 
allen Dingen, wenn man sich vergegen-
wärtigt, dass die allermeisten tatsächlich 
mehrere Aufgabengebiete abdecken. Eines 
wurde schnell klar: SMA machen auf jeden 
Fall noch vieles mehr als Schuleingangs-

untersuchungen (siehe Kasten). So hetero-
gen die Aufgabengebiete, so unterschied-
lich die Eingruppierung. Die Barcamperin-
nen bleiben hierzu im Austausch.

Um den Beruf bekannter zu machen, 
sich fachlich auszutauschen, sich zu unter-
stützen und zu vernetzen – das sind Ziele, 
die sie mit der Gründung eines bundeswei-
ten Verbandes verfolgen – natürlich mit 
Unterstützung der Akademie. 

Es hätte noch viel zu besprechen gege-
ben. Nächstes Jahr geht es weiter!

Dagmar Starke

VIELE THEMEN UND SPANNENDE DISKUSSIONEN 

Barcamp für sozial
medizinische Assisten
tinnen 2017

WIR GRATULIEREN

60. Lehrgang 
der Lebensmit
telkontrolleure/
innen

Akademie für Öffentliches Gesundheits-
wesen in Düsseldorf. Insgesamt haben 
37 Teilnehmer/innen den theoretischen 
Teil Ihrer Weiterbildung erfolgreich ab-
geschlossen.

Besonders geehrt wurde Frau Diana 
Moses aus dem Rhein-Sieg Kreis in NRW, 
die den 60. Lehrgang als Lehrgangsbeste 
mit einer Gesamtpunktzahl von 756 von 
800 möglichen Punkten absolviert hat.

Der Lehrgang hatte im Januar 2017 
einen schweren Start. Durch den plötz-
lichen Ausfall unseres Kollegen Frank 
Döblitz mussten viele Unterrichts-
inhalte von jetzt auf gleich neu besetzt 
werden. Dies war nur durch die große 
Hilfsbereitschaft unserer externen Do-
zentinnen und Dozenten möglich, die 
teilweise sehr kurzfristig eingesprungen 
sind. An dieser Stelle möchten wir ihnen 
unseren großen Dank aussprechen. Ein 
weiteres Dankeschön geht an Andrea 
Quenzer, die neben der Organisation 
und Durchführung des Hygienekontrol-
leurs-Lehrgangs auch die Verantwortung 
für die Ausbildung der Lebensmittelkon-
trolleur/innen übernommen hat. Erst 
im Oktober konnte sie den Staffelstab 
an den neuen Ausbildungsleiter Klaus 
Porsch übergeben.

Für die erbrachten Leistungen im 
Lehrgang gratulieren wir im Namen der 
Akademie und wünschen allen Teilneh-
mern des Lehrganges eine erfolgreiche 
Abschlussprüfung und einen guten Start 
ins Berufsfeld der Lebensmittelüber-
wachung.

Klaus Porsch und Diana Moses.

Dr. Dagmar Starke  
Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen

AUSBILDUNG ZUR SMA

34. Lehrgang zur 
SMA startet 2018

Im kommenden Jahr bietet die Akade-
mie wieder einen Lehrgang zur/zum So-
zialmedizinischen Assistenten/in (SMA) 
an. Der Lehrgang gibt den Teilnehmen-
den das für die unterstützende, beraten-
de und aufsuchende Arbeit einer SMA 
aus den Bereichen Recht und Verwal-
tung, Epidemiologie, Statistik, Kommu-
nikation, Gesundheitsförderung und 
Präven tion das notwendige Rüstzeug. 
Sie lernen Good-Practice-Beispiele sowie 
Maßnahmen zum Gesundheitsschutz 
und zur Hygiene kennen. Es werden pra-
xisbezogene eigene Projekte erarbeitet. 
Nähere Informationen gibt es auf der 
Website unter http://bit.ly/2kpD3ub.

– Beratung Sprachheilfürsorge, 

– Beratung Prostituiertenschutzgesetz

– Präventionsketten/Prävention

– Früherkennung Kindertagesstätten

– Asyl, Seiteneinsteiger

– Betreuungsstelle

– Amtsärztlicher Dienst

– Runde Tische/Arbeitskreise

–  spezielle Projekte: Kindertagesstätten / 
Schule

–  Schulärztliche Einschulungsunter
suchung

– Sozialpsychiatrischer Dienst

– Belehrung nach Infektionsschutzgesetz

– Seuchenermittlung

– Tuberkulose

– Labor

– Katastrophenschutz

– Öffentlichkeitsarbeit

– Verwaltung

– Gesundheitsberichterstattung

Die Aufgaben
gebiete des SMA
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SOZIALE SICHERHEIT

Gesundheitskompetenz  
als Hebel für mehr Gleichheit

In Dänemark, dem viert-
höchstentwickelten Land 
der Erde, trennen sieben 
Kilometer zwei Welten 

voneinander. In der Villen-
gegend leben die Männer zehn 

und die Frauen dreizehn Jahre länger als 

die Menschen in den billigen Blockwoh-
nungen. Diese haben zwar die gleiche Post-
leitzahl, ihre Sterblichkeit aber ist so hoch 
wie die der Bevölkerung von Ghana oder 
Pakistan. 

Natürlich spiegeln solche Zahlen die rein 
statistische Lebenserwartung wider. Sie ge-
hen allerdings aus Forschungsarbeiten her-
vor, die so zahlreich und verlässlich sind, 
dass der Zusammenhang zwischen sozio-
ökonomischem Status und Erkrankungs- 
und Sterberisiko als erwiesen gelten kann: 
Je geringer Bildung, Einkommen und be-
rufliches Ansehen, umso weniger gesund 
der Mensch und desto kürzer sein Leben. 

FÄHIGKEIT, POSITIVE ENTSCHEIDUNGEN 
FÜR DIE EIGENE GESUNDHEIT ZU  
TREFFEN 

Unter den vielschichtigen Einflussgrößen, 
die diesen Zusammenhang erklären kön-
nen, erhält die Gesundheitskompetenz in 
den letzten Jahren stark wachsende Auf-
merksamkeit. Einfach formuliert, bezeich-
net Gesundheitskompetenz die Fähigkeit, 
im täglichen Leben für die Gesundheit po-
sitive Entscheidungen zu treffen. Die Defi-
nition des European Health Literacy Con-

sortiums – Health Literacy heisst wörtlich 
übersetzt Gesundheitsbildung – fällt kom-
plexer aus: „Gesundheitskompetenz ist ver-
knüpft mit Bildung und umfasst das Wis-
sen, die Motivation und die Kompetenzen 
von Menschen in Bezug darauf, relevante 
Gesundheitsinformationen in unterschied-
licher Form zu finden, zu verstehen, zu be-
urteilen und anzuwenden, um im Alltag in 
den Bereichen der Krankheitsbewältigung, 
der Krankheitsprävention und der Gesund-
heitsförderung Urteile fällen und Entschei-
dungen treffen zu können, welche die Le-
bensqualität im gesamten Lebensverlauf 
erhalten oder verbessern.“

Zurück in die Blockwohnungen der är-
meren Bezirke Dänemarks, die sich eben-
so in den Niederlanden oder der Schweiz 
befinden könnten und mit ihnen gemein 
haben, dass die mittleren Bildungsniveaus 
und Beschäftigungsquoten tief sind: Die 
Gesundheitskompetenz der hier oder an 
ähnlichen Orten lebenden Menschen ist 
vergleichsweise gering. Sie ist umso be-
grenzter, je älter und ärmer sie sind und je 
eher sie mit einer Behinderung leben, ei-
nen Migrationshintergrund aufweisen oder 
einer ethnischen Minderheit angehören. 

JEDER ZWEITE IN EUROPA OHNE AUS
REICHENDE GESUNDHEITSKOMPETENZ

Allerdings kann jede Person von einge-
schränkter Gesundheitskompetenz betrof-
fen sein. Tatsächlich ist sie weitverbreitet. 
Fast der Hälfte aller Europäerinnen und 
Europäer mangelt es an Fähigkeiten, sich 
Krankheit vom Leib zu halten und seelisch 
gesund zu bleiben. Dies ergab eine reprä-
sentative und viel beachtete Studie, die Da-
ten von 8.000 Menschen in verschiedenen 
EU-Staaten erhoben und ausgewertet hat 
REF. Die Schweiz schneidet im gesamteuro-
päischen Vergleich sogar noch schlechter 
ab. Eine geringe Gesundheitskompetenz 
geht im Wesentlichen mit ungünstigem 

Gesundheitsverhalten und schlechter Ge-
sundheit einher. Eingeschränkt gesund-
heitskompetente Personen verfügen zwar 
oft über vergleichbare Zugangsmöglich-
keiten zu Gesundheitsdiensten wie Men-
schen mit hoher Gesundheitskompetenz; 
die Forschung zeigt aber, dass sie in gerin-
gerem Maß fähig sind, sich geeignete Be-
handlungen zu verschaffen und weniger 
angemessene Nutzungsmuster aufweisen: 
Sie nehmen häufiger Notfalldienste in An-
spruch und werden öfter und auch länger 
stationär in Spitälern behandelt. Sie ver-

halten sich zudem in der medizinischen 
Behandlung weniger kooperativ (geringere 
sogenannte Behandlungscompliance), un-
terziehen sich seltener Vorsorgeuntersu-
chungen und nehmen weniger Angebote 
der Gesundheitsförderung wahr.

Wer in seiner Gesundheitskompetenz 
begrenzt ist, versteht auch Gesundheits-
informationen weniger gut. Zudem ist die 
Kommunikation mit den Fachleuten aus 
der medizinischen und sozialen Versor-
gung minder effektiv. Es finden seltener 
Gespräche über die verschiedenen Be-
handlungsmöglichkeiten statt, was dazu 
führen kann, dass gesundheitliche Bedürf-
nisse im Verborgenen bleiben (vgl. Kasten 

„Strate gien für Fachpersonen“). Zusam-
menfassend weisen die Forschungsergeb-
nisse darauf hin, dass Menschen mit nied-
riger Gesundheitskompetenz ihr Verhalten 
in geringerem Maß einer wirksamen Ge-
sundheitsförderung und Selbstfürsorge 

Im Europa der Zukunft würde Gesundheitskompetenz umfas-
send gefördert, ginge es nach Expertinnen und – Experten aus 
dem Bereich Öffentliche Gesundheit. Sie sehen in Gesundheits-
kompetenz eine Brücke zu gleichen gesundheitlichen Chancen 
trotz sozialer Ungleichheit. 

Aus PublicHealthPerspektive sollten 
sich Fachleute wie Sozialarbeitende, Pfle
gepersonal, Ärzteschaft und Lehrkräfte 
zu starken Bindegliedern zwischen den 
sozialen Schichten entwickeln: Als Wis
sensvermittlerinnen und Wissensvermitt
ler, die komplexe gesundheitsbezogene 
Inhalte mithilfe einfacher Erklärungen 
verständlich machen können. 

Auch sollten die Fachkräfte den Fokus 
nicht allein auf Krankheiten richten, 
sondern die Entwicklung des Menschen 
über sein ganzes Leben hinweg im Blick 
haben. 

Eine Wissensvermittlung, die sich nicht 
nur an die betroffene Person richtet, 
sondern auch an Familienmitglieder 
und Betreuungspersonen, kann den 
Fortbestand und die Nachhaltigkeit der 
fachlichen Begleitung unterstützen sowie 
sachlich begründeten Entscheidungen 
den Weg ebnen. 

Beim Verfassen gesundheitsrelevanter 
In formationen und Mitteilungen sollte 
zudem darauf geachtet werden, sie 
in vielerlei Form zu gestalten und zu 
vermitteln, um den individuell unter
schiedlichen Arten des Lernens gerecht 
zu werden. Zweckmässig ist auch die 
Verwendung verschiedener Medien, 
wie etwa Broschüren und Merkblätter 
als auch InternetInformationsdienste, 
um die unterschiedlichen Zielgruppen 
erreichen zu können. 

Zur Förderung der Gesundheitskompe
tenz empfiehlt sich darüber hinaus der 
Gebrauch einer einfachen Sprache, die 
idealerweise ohne medizinische Fachaus
drücke auskommt und von Anschauungs
material begleitet wird. 

Damit Gesundheitsfachleute überprü
fen können, ob die Informationen gut 
verstanden wurden, bietet sich die 
TeachBack Methode an, bei der die 
Personen gebeten sind, das Gehörte zu 
wiederholen.

Strategien für Fach
personen zur För
derung der Gesund
heitskompetenz

Je geringer Bildung, Ein
kommen und berufliches 
Ansehen, umso weniger 
gesund der Mensch und 
desto kürzer sein Leben. 

Fast der Hälfte aller Euro
päerinnen und Europäer 
mangelt es an Fähigkei
ten, sich Krankheit vom 
Leib zu halten und see
lisch gesund zu bleiben. 
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anpassen. Wenngleich von mangelhafter 
Gesundheitskompetenz grundsätzlich je-
der betroffen sein kann, ist sie von zentra-
ler Bedeutung für die soziale Ungleichheit 
von Gesundheitschancen. Gesundheits-
kompetenz folgt dem sozialen Gefälle 
ziemlich streng. Schließlich ist sie deutlich 
häufiger bei vulnerablen und benachteilig-
ten Personengruppen nachzuweisen. Das 
Ausmaß der Gesundheitskompetenz kann 
jedoch den Gesundheitszustand einer Per-
son zugleich besser vorhersagen als Ein-
kommen, Beschäftigungsstatus, Bildungs-
niveau, Rasse oder Ethnie. Ihre Förderung 
bietet deshalb aus Public-Health-Pers-

pektive, die Gesundheit nicht auf Ebene 
des Einzelnen, sondern aus gesamtgesell-
schaftlicher Sicht betrachtet, eine Mög-
lichkeit, der Ungleichheit zu begegnen: 
Indem der Staat gesundheitskompetente 
Bevölkerungen heranbildet und ebensol-
che Systeme entwickelt. Das Regionalbüro 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
hat deshalb für Europa ein Strategiepapier 
verabschiedet, das die Politik zum Handeln 
auf regionaler, nationaler und internatio-
naler Ebene aufruft. 

SOZIALE VERANTWORTUNG  
FÜR GESUNDHEIT 

Damit wird deutlich, dass die Verantwor-
tung nicht dem Einzelnen, der sich mehr 
oder weniger gesundheitskompetent ver-

hält bzw. verhalten kann, allein aufgebür-
det werden kann. Ob eine Person gesund 
ist oder krank, ob sie es bleibt oder nicht, 
ist immer auch als Ergebnis des Zusam-
menwirkens mit ihrer Lebensumwelt zu 
betrachten: dem Wohnumfeld, der Schule, 
dem Arbeitsplatz, den Einrichtungen des 
Sozial- und Gesundheitssystems genauso 
wie den Medien und Märkten, die sie als 
Konsumentin brauchen. Die soziale Ver-
antwortung für die Ge-
sundheit verteilt sich 
deshalb auf die staatli-
chen, gesellschaftlichen, 
schulischen, betrieb-
lichen und privatwirt-
schaftlichen Sektoren. 
Sie sind gleichsam gefor-
dert, Gesundheitskom-
petenz zu fördern. Die 
Auswirkungen einer ge-
steigerten Gesundheits-
kompetenz werden auf 
individueller Ebene dar-
in erwartet, dass sich die 
Belastbarkeit und Wi-
derstandskraft erhöht, 
der Schweregrad einer 
Krankheit vermindert, 
die psychische Gesund-
heit verbessert und die 
Behandlungscompli ance 
erhöht. Der Wechsel zu 
gesünderen Lebensstilen 
und das Engagement für 

die eigene Gesundheit werden gefördert, 
Selbstvertrauen und Selbstwertgefühl posi-
tiv beeinflusst und die Menschen zu einem 
erfolgreicheren Umgang mit chronischen 
Erkrankungen befähigt. Die Vorteile für die 
Gesellschaft als Ganzes liegen in einer sig-
nifikanten Senkung der direkten und indi-
rekten Krankheitskosten. Weniger gut zu 
messen, aber umso wertvoller für alle ist 
der Gewinn, der durch mehr gesundheit-
liche Chancengleichheit der sozialen Ge-
rechtigkeit zugutekommt. 

Nina Jacobshagen

Die soziale Verantwor
tung für die Gesundheit 
verteilt sich auf die  
staatlichen, gesellschaft
lichen, schulischen, 
betrieb lichen und privat
wirtschaftlichen Sektoren.

Die Vorteile für die  
Gesellschaft als Ganzes 
liegen in einer signifi
kanten Senkung der  
direkten und indirekten 
Krankheitskosten. 

Nina Jacobshagen
Berner Fachhochschule, nina.jacobshagen@bfh.ch

Dieser Artikel erschien zuerst im Magazin «impuls» des 
Fachbereichs Soziale Arbeit der Berner Fachhochschule 
(BFH)

Gesundheitskompetenz Gesundheitsrelevante  
Informationen beschaffen 
oder Erhalten 

Gesundheitsrelevante  
Informationen verstehen 

Gesundheitsrelevante 
Informationen bewerten, 
beurteilen und gewichten 

Gesundheitsrelevante  
Informationen anwenden 

Gesundheitsversorgung 1  Fähigkeit, Informationen zu 
medizinischen oder versor
gungsbezogenen Themen 
zu erhalten 

2  Fähigkeit, medizinische  
Informationen zu verste
hen und ihre Bedeutung 
abzuleiten 

3  Fähigkeit, medizinische  
Informationen zu interpre
tieren und zu evaluieren 

4  Fähigkeit, informierte  
Entscheidungen zu medizi
nischen Fragen zu treffen 

Krankheitsprävention 5  Fähigkeit, Informationen 
über Risikofaktoren zu 
erhalten 

6  Fähigkeit, Informationen 
über Risikofaktoren und 
deren Bedeutung zu 
verstehen 

7  Fähigkeit, Informationen 
über Risikofaktoren  
zu interpretieren und zu 
evaluieren 

8  Fähigkeit, die Relevanz von 
Informationen über Risiko
faktoren zu beurteilen 

Gesundheitsförderung 9  Fähigkeit, sich über 
Gesundheitsthemen auf 
den neuesten Stand zu 
bringen 

10  Fähigkeit, Gesundheitsin
formationen und deren 
Bedeutung zu verstehen 

11  Fähigkeit, Informationen 
zu Gesundheitsthemen 
zu interpretieren und zu 
evaluieren 

12  Fähigkeit, sich eine 
fundierte Meinung über 
Gesundheitsthemen zu 
bilden 

European Health Literacy Survey:  
die 12 Subdimensionen des konzeptionellen Modells

Quelle: WHORegionalbüro für Europa, 2016, S. 8 (in Anlehnung an: Kristine Sørensen et al. (2012).  
Health literacy and public health: a systematic review and integration of definitions and models. BMC Public Health 12,80)

SPRACHFÖRDERUNG

„MutterKind 
Sprachlernkurse“ 
im Netzwerk  
Kinderschutz 
Berlin

Aus der wissenschaftlichen Analyse zur 
Wirksamkeit des präventiven Kinder-
schutzes ragen Hausbesuche durch spe-
ziell qualifiziertes Fachpersonal und El-
ternschulungen als eindeutig effektive 
Maßnahme heraus. Aus dieser Erkennt-
nis heraus haben im Bezirk Berlin-Mit-
te das bezirkliche Jugendamt, das Ge-
sundheitsamt und die Volkshochschu-
le in enger Zusammenarbeit sog. „Mut-
ter-Kind-Sprachlernkurse“ als festen 
Baustein im Bereich der Frühen Hilfen 
aufgebaut. Das Projekt startete in 2011 
und richtet sich an nicht Deutsch spre-
chende Mütter mit ihren Säuglingen. 
Für diese Gruppe gab es bis dahin kein 
Sprachlernangebot. Sprachförderkurse 
mit Kinderbetreuung richten sich in der 
Regel an Familien mit Kindern im Vor-
schulalter.

Für Mütter mit Säuglingen zwischen 
3 und 24 Lebensmonaten wurde da-
her ein modulares Unterrichtsmodell 
entwickelt, das sich an der Lebenswelt 
junger Mütter mit einem Säugling im 
Haushalt orientiert.  Gestartet war die 
Maßnahmen 2011 mit acht Müttern ver-
schiedener Herkunft – in 2016 sind da-
raus über 300 Mütter an 9 bezirklichen 
Standorten und Familienzentren gewor-
den. Der Zugang zu den Kursen erfolgt 
über die Ersthausbesuche der Sozialpä-
dagoginnen des KJGD, die Koordination 
findet beim Jugendamt statt und die 
Durchführung dieses niedrigschwelli-
gen Bildungsangebotes für Mütter ohne 
Deutschkenntnisse geschieht durch 
speziell geschulte Fachkräfte der bezirk-
lichen Volkshochschule. Die VHS-Mitte 
ist gern bereit, ihr Know-how bei der 
didaktischen Modulentwicklung und 
Dozentenschulung auch bundesweit 
weiter zu geben. Im März 2017 wurde ein 
Manual für Lehrkräfte speziell für diese 
Kurse herausgegeben. 

Kontakt über Dr. Matthias Brockstedt, 
Ärztlicher Leiter KJGD Berlin-Mitte, mat-
thias.brockstedt@ba-mitte.berlin.de
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Dagmar Engel-MacDonald, 
Prof. Dr. Karsten Fehlhaber, 
Klaus Meyer , Dr. Thomas Reiche
Das Infektionsschutzgesetz 
schnell und einfach umgesetzt. 
Schulungswerk
B. Behr´s Verlag GmbH & Co. KG 
2017, 99,50 EUR, Loseblattwerk, 
ca. 400 Seiten inkl. CD-Rom mit 
allen Schulungsunterlagen,  
ISBN 978-3-89947-485-5

Heinz Beckers
Abkürzungslexikon 
Medi zinischer Begriffe 
(einschl. Randgebiete)
8. ergänzte Neuaufl age
Verlag Arzt + Information Köln, 
29,00 EUR, 836 Seiten 
ISBN 978-3-980-73847-7

Arjun Appadurai, Zygmunt Bau-
man, Donatella della Porta (et al.) 
(Hrsg.)
Die große Regression – Eine 
internationale Debatte über 
die geistige Situation der Zeit 
Suhrkamp Verlag 2017, 
18,00 EUR, 319 Seiten 
ISBN 978-3-518-07291-2 

Sanjay Basu
Modelling Public Health 
and Healthcare Systems
Oxford University Press 2017, 
50 $, 232 Seiten 
ISBN 978-0-190-66792-4

Michael Schwarz
MedGuide
Medizinischer Sprachführer 
Deutsch/Arabisch/Farsi
www.edition-willkommen.de, 
2016/17, 19,90 EUR, 100 Seiten 

Dr. Sucharit Bhakdi, 
Dr. Karina Reiss
Schreckgespenst Infektionen
Mythen, Wahn und Wirklichkeit
Goldegg Verlag 2016, 
19,95 EUR, 310 Seiten 
ISBN 978-3-903-09066-8

World Health Organization
WHO guidelines on ethical 
issues in public health 
surveillance
Genf 2017, kostenloser Download 
(pdf) unter http://bit.ly/2tdmAw9, 
56 Seiten 
ISBN 978-92-4-151265-7

Andreas Reckwitz
Die Gesellschaft der Singu lari
täten – Zum Strukturwandel 
der Moderne 
Suhrkamp Verlag 2017, 28,00 EUR, 
480 Seiten 
ISBN 978-3-518-58706-5 

Joseph Randersacker, 
Karin Ceballos Betancur
Besser reich und gesund als 
arm und krank. Satirische Texte 
über unser Gesundheitswesen
Mabuse Verlag 2017, 
9,95 EUR, 79 Seiten 
ISBN 978-3-86321-343-5

Neue Bücher

Wer Medikamente braucht, muss darauf 
vertrauen können, dass Herstellung und 
Vertrieb von Arzneimitteln zuverlässig ge-
regelt sind. Qualität, Wirksamkeit und Si-
cherheit müssen gewährleistet sein. In der 
Realität gelangen aber immer wieder ge-
fälschte Produkte auf den Markt. Das Buch 

„Pharma-Crime“ zeichnet eine beunruhi-
gende Recherche nach. 

Bis vor einigen Jahren waren Fälschun-
gen von Arzneimitteln vor allem ein Thema 
bei Lifestyle-Mitteln, die etwa per Internet 
illegal vertrieben wurden. Insbesondere 
Potenzmittel oder Medikamente zum Ab-
nehmen enthielten nicht den gewünschten 
Wirkstoff  oder nicht die deklarierte Menge. 
Ein guter Schutz vor Arzneimittelfälschun-
gen ist es, auf Bestellungen bei dubiosen In-
ternet-Anbietern zu verzichten. Aber reicht 
das? Leider haben es in der Vergangenheit 
auch gefälschte Packungen von lebens-
wichtigen Medikamenten in die „norma-
len“ Apotheken geschafft  , darunter Mittel 
gegen Krebs oder Infektionen. Und das, ob-
wohl die reguläre Vertriebskette Hersteller – 
Großhandel – Apotheke als vertrauenswür-
dig gilt. Wie kann das passieren?

Die beiden Journalisten Danuta Har-
rich-Zandberg und Daniel Harrich haben 
langwierige Recherche hinter sich und ihre 
Ergebnisse sowohl in einer TV-Dokumenta-
tion als auch in dem Buch „Pharma-Crime“ 
festgehalten. Über zehn Jahre sind sie den 
Spuren gefälschter Medikamente gefolgt 
und haben viel Brisantes zu Tage gefördert: 
So schildern sie, wie im Zuge der Globali-
sierung die Produktion in Schwellenländer 
wie China oder Indien ausgelagert wird, in 

denen Zulassungsbehörden die Herstel-
lungsbedingungen nur schlampig kontrol-
lieren. Undurchsichtige Handelsketten, die 
mit Importen, Exporten und Re-Importen 
ein Geschäft  machen, sind zudem Einfall-
store für lukrative Fälschungen. Davon 
profi tieren skrupellose Zwischenhändler, 
aber auch Apotheker und Ärzte, die sich 
auf zweifelhaft e Geschäft e einlassen. Und 
die Pharmaindustrie, die bei solchen Prak-
tiken selbst noch Gewinne einstreichen 
kann, verfolgt diese Fälschungen nicht so 
konsequent, wie es angemessen wäre.

Einen kritischen Blick werfen die beiden 
Journalisten auch auf die bisherigen und 
geplanten Abwehrmaßnahmen. Wie gut 
werden Zollbestimmungen umgesetzt? 
Funk tioniert die Fälschungsrichtlinie der 
EU? 

Das Buch hinterlässt ein äußerst beun-
ruhigendes Bild der Lage. „Pharma Crime“ 
ist spannend und hält seine Leser in Atem 

– obwohl das Buch fi lmartige Episoden an-
einander reiht und nicht in einem großen 
Spannungsbogen erzählt. Dadurch hat der 
Leser aber den Eindruck, dass sich viele 
Puzzlestückchen zu einem Gesamtbild zu-
sammensetzen. Wünschenswert wäre es 
jedoch gewesen, dass die Autoren genauer 
diff erenziert hätten, welches Problem der 
jeweiligen Episode konkret zugrunde liegt: 
Schlampereien bei der Herstellung? Be-
wusster Betrug mit legalen Arzneimitteln? 
Oder illegale Fälschung? Das geht stellen-
weise etwas durcheinander, schmälert den 
Gesamteindruck des Buchs jedoch nicht.

Fazit: Wichtiges Buch. Wichtiges Thema. 
Aber leider kein Happy End in Sicht.

Bedrohung durch 
gefälschte PharmaProdukte

Danuta HarrichZandberg, Daniel Harrich (2016) 
PharmaCrime: Kopiert, gepanscht, verfälscht – 
Warum unsere Medikamente nicht mehr sicher 
sind. 
München: Heyne Verlag, 272 Seiten, 16,99 EUR
ISBN 9783453201484

Diese Rezension stammt aus „Gute Pillen – Schlechte 
Pillen“, dem unabhängigen Gesundheitsmagazin. 
Nachdruck mit freundlicher Genehmigung.
www.gutepillen-schlechtepillen.de

Ein neuer Kommentar zum IfSG ist seit 
September 2017 erhältlich und hat es in 
sich. Der Autor, Jens Gerhardt, ein praxiser-
fahrene Jurist, berät seit Jahren das Münch-
ner Gesundheitsreferat in rechtlichen Be-
langen. Off enbar sah er sich genötigt, die 
Unzulänglichkeiten der bisher bekannten 
Kommentare (Bales/Baumann, Kohlham-
mer, 2. Aufl age 2003(!) und Erdle, ecomed, 
3. Aufl age, 2016) zu ergänzen. So verzichtet 
er auf den Ballast der 17 Jahre alten amtli-
chen Begründungen des Gesetzgebers, die 
Bales/Baumann mitschleppten – diese las-
sen sich bei Bedarf jederzeit im Internet 
nachlesen und waren zunächst am Über-
gang vom Bundesseuchengesetz zum IfSG 
durchaus sinnvoll, haben aber mittlerweile 
an Bedeutung verloren. Abgesehen davon 
fi ndet man weder im Bales/Baumann und 
erst recht nicht bei Erdle eine so ausführ-
liche Erklärung von für die Eingriffsver-
waltung essentiellen juristischen Begriff en 
(Entscheidungs-Ermessen/Auswahl-Ermes-
sen; konkrete/abstrakte Gefahr mit Hinwei-
sen zur jeweiligen Prognoseentscheidung; 

„Störer“, als Verhaltens-bzw. Zustandsstörer; 
“Nichtstörer“ etc.). Gerhardt leistet sich zu-
dem ausführliche Erläuterungen vor den 
zentralen §§ 6 und 16; auch den Begriff s-
bestimmungen des § 2 widmet er umfang-
reiche Erläuterungen. Zudem sind die An-
merkungen zu den §§ 29 (Beobachtung) 
und besonders § 30 (Quarantäne) recht 
ausführlich gehalten. Das mag für erfahre-

ne IfSG-Anwender nichts wesentlich Neues 
sein (sie mussten sich halt bisher die ent-
sprechenden Begriffl  ichkeiten aus juristi-
schen Standardwerken mühsam zusam-
mensuchen). Insbesondere aber für im Um-
gang mit der zentralen gesetzlichen Grund-
lage im Öffentlichen Gesundheitsdienst 
wenig Erfahrene existiert nun eine aktu-
elle, sehr praxisnahe Möglichkeit, um sich 
mit den Feinheiten des IfSG vertraut zu ma-
chen. Auf die umfangreichen Änderungen 
des IfSG durch das Gesetz zur Modernisie-
rung der epidemiologischen Überwachung 
übertragbarer Krankheiten vom Juli 2017 
geht der Autor in geeigneter Weise ein. Ne-
ben dem völlig neu gefassten § 14, widmet 
er sich intensiv dem Absatz 2 von § 25, so-
wie den ebenfalls neu formulierten Absät-
zen 4 und 5 von § 36. Der seit Juli 2015 durch 
das Präventionsgesetz neu formulierte Ab-
satz 2 von § 28 (Maßnahmen bei Masern in 
Gemeinschaft seinrichtungen) wird ebenso 
ausführlich erläutert. Ein abschließendes 
Lektorat hätte dem Werk sicher gut getan, 
stolpert man doch hin und wieder über 
Druckfehler – das stört aber nicht weiter 
bei der praktischen Arbeit. Diesem absolut 
praxistauglichen Kommentar ist eine zahl-
reiche Leserschaft  zu wünschen, da derzeit 
völlig unklar ist, ob die Verlage ecomed und 
Kohlhammer auf die umfangreichen Geset-
zesänderungen vom Juli 2017 in absehbarer 
Zeit reagieren werden. 

Johannes Donhauser

Neuer Kommentar zum 
Infektionsschutzgesetz (IfSG)

Jens Gerhardt
Infektionsschutzgesetz. Kommentar.
Twentysix (Verlag) 2017, 296 Seiten, 54,99 EUR, 
ISBN 9783740732257 
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In welcher Gesellschaft  leben wir momen-
tan? Wie kann unsere Zukunft  mit den zu 
uns Fliehenden Menschen aussehen? Was 
bedarf es an Änderungen und Neuheiten 
dazu? Mit pauschalen Antworten auf die-
se richtungsweisenden Fragen ist es sehr 
wahrscheinlich nur schwer möglich, ei-
nen gemeinsamen Weg für die Zukunft  
zu formulieren und insbesondere gesell-
schaftliche Teilhabe zu realisieren. Viel-
mehr braucht es dafür ein diff erenzierteres 
Bild unserer Gesellschaft  und eine Vielfalt 
an Argumenten, um einen wahrhaft igen 
Diskurs zu ermöglichen. Die vorliegende 
Anthologie „Zwischen Kommen und Blei-
ben. Ein gesellschaft licher Querschnitt zur 
Flüchtlingspolitik“ liefert dazu erste Ansät-
ze und lässt in unterschiedlichen Textbei-
trägen unter anderem Gefl üchtete selbst 
zu Wort kommen. „Zwischen Kommen und 
Bleiben“ gilt es, einen Weg zu fi nden. Das 
betrifft   sowohl die Zufl uchtsuchenden als 
auch die Aufnahmegesellschaft . Die Gesell-
schaft  scheint sich dabei in den politischen 
Debatten auf der Suche nach einem rich-
tigen Weg zu spalten und Teile der Gesell-
schaft  entfernen sich dabei immer weiter 
voneinander. Der erste Schritt zum Han-
deln ist es, sich aktuellen Veränderungen 
bewusst zu werden. Aus dieser Überzeu-
gung heraus taten sich die Autoren André 

Die "Studie zur Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland" (KiG-
GS) ist Bestandteil des Gesundheitsmoni-
torings am RKI. Mit Abschluss der Quer-
schnittstudie von KiGGS Welle 2 ist es 
möglich, auf der Basis von repräsentativen 
Daten von drei Messzeitpunkten, Aussa-
gen zur gesundheitlichen Lage der Kinder 
und Jugendlichen in Deutschland zu tref-
fen. Es können Trends über einen Zeitraum 
von etwas mehr als zehn Jahren berichtet 
werden. Die individuell verknüpfb aren Er-
hebungen der KiGGS-Kohorte bieten zu-
sätzlich die Möglichkeit für vertiefende 
Analysen von Entwicklungsverläufen der 
körperlichen und psychischen Gesundheit 
und deren Schutz- und Risikofaktoren von 

Für Menschen mit Sprachbarrie-
ren ist die Orientierung im deut-
schen Gesundheitssystem nicht 
leicht. Umgekehrt erschweren sol-
che mangelnden Deutschkennt-
nisse die Arbeit der im Gesund-
heits- und Sozialbereich tätigen 
Akteure. Fremdsprachige Gesund-
heitsinformationen können hier 
wichtige Brücken bauen.

Das Landeszentrum Gesund-
heit Nordrhein-Westfalen (LZG.
NRW) hat daher qualitätsgeprüft e, 
fremdsprachige Gesundheitsin-
formationen als Unterstützung 
für die Arbeit im Bereich Migrati-
on und Gesundheit zusammenge-
stellt. Einen lokalen Bezug weisen 
die Gesundheitswegweiser von 
Kommunen und Städten in Nord-
rhein-Westfalen sowie die vom 
NRW-Gesundheitsministerium 
herausgegebenen oder geförder-
ten Materialien auf. Das Angebot 
ist auch ohne größere Vorkennt-
nisse im Gesundheitsbereich 
nutzbar.

Die Zusammenschau beinhal-
tet Printmedien, wie zum Beispiel 
textreduzierte Flyer mit hohen 
Grafi kanteilen, Arbeitshilfen, 
mehrsprachige Internetseiten und 
kurze Filmsequenzen. Das The-
menspektrum ist sehr breit ange-
legt, erhebt aber in keiner Weise 
Anspruch auf Vollständigkeit. Be-
handelt werden beispielsweise:

–  Allgemeine Grundlagen zur Ge-
sundheit und zum deutschen 
Gesundheitssystem,

–  die Lebensphasen Schwanger-
schaft  und Geburt, Säuglinge 
und Kleinkinder sowie Kinder 
und Jugendliche, 

–  Präventionsthemen wie Zahn-
gesundheit, Infektionsschutz 
und Impfungen,

–  Informationen zu Erkrankungen 
und Therapien (z. B. Diabetes, 
Depression, Demenz, Sucht) 
sowie 

–   die Themen Verhütung und 
sexuelle Gesundheit.

Die fremdsprachigen Informati-
onsmaterialen können sowohl 
von Multiplikatorinnen und Mul-
tiplikatoren in ihrer Arbeit als 
auch von Menschen mit Migrati-
onsgeschichte selbst genutzt wer-
den. Die Materialien wurden von 
unterschiedlichen Institutionen, 
Behörden und Verbänden des Ge-
sundheits- und Sozialwesens er-
stellt. 

Die Sammlung der fremdspra-
chigen Gesundheitsinformatio-
nen wird laufend aktualisiert und 
ergänzt.

Die fremdsprachigen Gesund-
heitsinformationen sind auf den 
Seiten des LZG.NRW abrufb ar. 
www.lzg.nrw.de/9613345

Svenja Budde

Biakowski und Martin Halotta Ende 2015 
zusammen, um ein umfassendes Bild der 
gegenwärtigen Verfassung unseres Landes 
zu skizzieren. Ab Anfang 2016 beteiligte 
sich die Friedrich- Ebert-Stift ung mit Thilo 
Schöne als Mitherausgeber an dem Projekt. 
Der Anspruch war dabei, möglichst viele 
und unterschiedliche Stimmen zu einem 
bundesweiten Querschnitt zu vereinen, der 
in Buchform zu diff erenzierten Diskussio-
nen über die Flüchtlingspolitik einlädt und 
Menschen eine Stimme gibt, die im Alltag 
kaum in der Öff entlichkeit gehört werden. 
Ohne Frage war dies eine Herkulesaufga-
be. Wer ein Patentrezept für die aktuelle 
Flüchtlingssituation in Deutschland sucht, 
wird enttäuscht werden. Dieses Buch er-
hebt nicht den Anspruch einer kompletten 
Bearbeitung des Themas. Nein, es nimmt 
die Perspektive beider Seiten ein: derer, die 
zu uns gekommen sind und derer, die sie 
aufnahmen. Was es bietet, ist ein verfeiner-
tes Bild, eine weitere Vielfalt an Argumen-
ten, Ansichten, Darlegungen und auch Zu-
spitzungen als Basis für gemeinsame Dis-
kussionen. 

Insgesamt ist den Autoren gelungen 
spannende unterschiedlichen Stimmen 
zusammen zu bringen die neue Wege auf-
weisen. 

Katja Exner

der Kindheit bis ins junge Erwachsenenal-
ter. Mit der KiGGS Welle 2 erweitern sich 
die Datenressourcen zur Einschätzung der 
gesundheitlichen Situation in der Gruppe 
der Kinder und Jugendlichen in Deutsch-
land für die Gesundheitsberichterstattung, 
Politikplanung und Forschung.

Das Special Issue gibt einen Überblick 
über die Methodik und wichtige Eckdaten 
der Studie sowie über fünf eigenständige, 
durch Kooperationspartner durchgeführte 
Module, die spezielle Aspekte der Gesund-
heit im Kindes- und Jugendalter näher be-
leuchten: Ernährung (KiESEL und EsKiMo), 
Umwelt (GerES), psychische Gesundheit 
(BELLA) und Motorik (MoMo). 

Katja Exner

Vom Suchen und Finden neuer Wege

Daten für Taten InternetTipp

Daten für Taten. Die Datenerhebung zur KiGGS 
Welle 2 ist beendet.
Journal of Health Monitoring, Special Issue 3/2017
Berlin: RobertKochInstitut, 73 Seiten
Das RKI stellt das Special Issue zum kostenlosen 
download (pdf) zur Verfügung. http://bit.ly/2zkO9Tg

André Biakowski, Martin Halotta, Thilo Schöne (Hrsg.)
Zwischen Kommen und Bleiben.
Ein gesellschaftlicher Querschnitt zur Flüchtlingspolitik.
mit einem Vorwort von Heiko Maas,
Berlin: Friedrich Ebert Stiftung, Forum Berlin, 
323 Seiten
ISBN 9783958615526
oder als pdf zum Download http://bit.ly/2zqlJbN

FREMDSPRACHIGE 
GESUNDHEITS INFORMATIONEN 

Frühe Hilfen und 
Präventiver Kinderschutz 

In Deutschland steht Eltern eine Vielzahl 
von Unterstützungseinrichtungen und 

-angeboten zur Verfügung. Diese systema-
tisch zu verknüpfen und für Eltern und Kin-
der zu passgenauen Hilfen zu gestalten, ist 
Aufgabe der Frühen Hilfen (FH). 

In der vorliegenden Publikation formu-
liert der Beirat des Nationalen Zentrums 
Frühe Hilfen seine Empfehlungen an die 
Politik.

Mit dem Ausbau des Versorgungsnetz-
werkes und der Überführung in ein Rege-
langebot stehen die FH vor einer großen 
Herausforderung. Es müssen Strukturen 
und Bedingungen geschaffen und fort-
geführt werden, die die Qualität der FH 
sichern und weiterentwickeln. Außerdem 
braucht es Raum für Innovationen, um 
die FH immer wieder neuen gesellschaft -

lichen Herausforderungen, wie z.B. dem 
Zuzug von Familien aufgrund von Flucht 
und Migration, anpassen zu können. Um 
für Kinder aus belasteten Familien gute 
Teilhabe- und Entwicklungsmöglichkeiten 
dauerhaft  sicherzustellen, sind Profi lschär-
fung und Qualitätsentwicklung in den FH 
notwendig. Diese Entwicklung im Bereich 
Früher Hilfen ist wichtig - gleichzeitig muss 
aber auch die erreichte Qualität ausgebaut 
und verstetigt werden. 

Die Publikation kann über die BZgA (Be-
stellnummer 16000187) kostenlos bezogen 
werden. 

Unter http://bit.ly/2k0xLkI steht die 
Publikation außerdem im pdf-Format 
ebenfalls kostenlos zum Download zur 
Verfügung.

Katja Exner

Nationales Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) 
Frühe Hilfen und Präventiver Kinderschutz – Frühzeitige 
Unterstützung für Familien mit Säuglingen und Klein
kindern. Köln 2017, 20 Seiten, kostenlos über die BZgA 
oder als Download. 
ISBN 9783946692379 
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In den Gängen zwischen 
den Büros im Bundestag 
herrscht friedliche Unru-
he. In der Zeit, wenn die 

alte Regierung abgewählt, 
aber die neue Regierung noch 

nicht im Amt ist, sortieren sich Abgeord-
nete und Mitarbeitenden. Ute Bertram hat 
nur knapp ihren Wiedereinzug für die CDU 
in den Bundestag verfehlt. In ihrem Bun-
destagsbüro erklärt der IT-Techniker gera-
de, wie sie wichtige Dateien sichern und 
mitnehmen kann. Ihre Mitarbeiterinnen 
sehen mit einem wehmütigen Blick in die 
Zukunft, aber Ute Bertram strahlt Wehmut 
und zugleich Aufbruch aus.

WER IST DIE NEUE VORSITZENDE DER 
BVPG?

Die Karriere der 56-jährigen Bankfachwir-
tin aus dem ländlich geprägten Alfeld in 
Niedersachen ist von Leidenschaft für Ge-
sundheit bestimmt. Zunächst stand für Ute 
Bertram die Familie im Vordergrund. Als 
gelernte Bankerin hat sie aber auch gleich-
zeitig Finanzen und Steuern der Facharzt-
praxis ihres Mannes gemanagt. Bereits 
hier wurde Ute Bertram mit den Heraus-
forderungen der (fach-)ärztlichen Versor-
gung im ländlichen Raum konfrontiert. Im 
Gespräch spürt man förmlich, wie ihr Ein-
satz für Problemlösungen sie in die kom-
munale Politik in Niedersachsen führte. Im 
Hildesheimer Kreistag war sie von 2011 bis 
2016 gesundheitspolitische Sprecherin ih-
rer Fraktion. Besonders die hausärztliche 
Versorgung im ländlichen Raum stand für 
sie im Mittelpunkt.

Als sie 2013 das Bundestagsmandat für 
ihren Wahlkreis Hildesheim erringt, war 

klar, dass sie im Ausschuss für Gesundheit 
mitarbeiten wollte. 

Ihre Berichterstattung hier beinhaltete 
die neue Entgeldverordnung für psychiat-
rische und psychosomatische Krankenhäu-

ser, die Weiterentwicklung der Ausbildung 
von psychologischen Psychotherapeuten 
und die Verbesserung der Psychotherapie 
in der Versorgung von Patienten. 

Die Entwicklung der Entgeltverord-
nung für Psychiatrische Krankenhäuser 
war die Feuertaufe für sie als Politikerin. 
Wichtig war ihr bei der Schaffung des Ge-
setzes, dass eine bessere Transparenz in 
der Vergütung der Kliniken gegenüber den 
Leistungserbringern sichtbar wird. Die Ver-
gütung sollte leistungsgerecht erfolgen, 
bei hoher Qualität in der Versorgung. Ute 
Bertram fasst es so zusammen: „Ich habe 
mich immer gefragt, ist jeder, der psy-
chiatrisch erkrankt ist, auch wirklich gut  
versorgt?“

MEILENSTEIN PRÄVENTIONSGESETZ 

Der andere wichtige Meilenstein in ih-
rer Karriere als Politikerin war das lange 
erwartete und in der letzten Legislatur-
periode verabschiedete Präventionsgesetz. 
Für Ute Bertram ist das vorliegende Gesetz 
vor allem „eine Bündelung von Maßnah-
men, wie Prävention laufen könnte, und 
zwar in allen Lebenswelten, von der Krippe, 

über Schule, Arbeitsplatz bis hin zur Ren-
te und darüber hinaus in Pflegeeinrichtun-
gen“. Sie fasst ihre Erwartung an das Gesetz 
klar zusammen: „Krankenkassen müssen 
Gelder für Prävention für ihre Versicherten 
zur Verfügung stellen und haben auch das 
Recht darauf, zu erfahren, wie erfolgreich 
diese eingesetzt wurden und welche Effek-
te erzielt worden sind.“

Mit dem Präventionsgesetz wurde die 
Nationale Präventionskonferenz (NPK) 
eingeführt, die eine nationale Präven-
tionsstrategie entwickeln und fortschrei-
ben soll. Dies umfasst die Vereinbarung 
von bundeseinheitlichen, trägerüberüber-
greifenden Rahmenempfehlungen, in de-
nen Ziele, Handlungsfelder, Zielgruppen, 
zu beteiligende Akteure sowie Dokumenta-
tions- und Berichtspflichten festgelegt sind.

Das Präventionsforum, das die NPK be-
raten soll, setzt sich aus Vertretern der für 
die Gesundheitsförderung und Präven-
tion Organisationen und Verbände sowie 
Mitgliedern der NPK zusammen. Es soll 
die sachlich-inhaltliche Rückkopplung der 
NPK mit der Fachöffentlichkeit ermögli-
chen. Die NPK beauftragt qua gesetzlichen 
Auftrag die Bundesvereinigung Präven tion 
und Gesundheitsförderung e.V. mit der 
Durchführung des Präventionsforums. Im 
Jahr 2017 stand dieses unter dem Thema 

„Gesundheitsförderung und Prävention in 
der Kommune“. 

DIE ARBEIT DER BVPG AUS SICHT IHRER 
PRÄSIDENTIN

Ute Bertram wurde im April 2017 zur neu-
en Präsidentin der BVPG gewählt. 

Die 1954 gegründete BVPG ist ein ge-
meinnütziger und unabhängiger Verband 
mit zurzeit 133 Mitgliedsorganisationen 
(z.B. Bundesärztekammer, Spitzenverbände 
der Krankenkassen, Wohlfahrtsverbände, 
Bildungseinrichtungen) und sieht sich als 
eine moderne „Brückeninstanz zwischen 
Mitgliedern und Kooperationspartnern in 
Forschung, Wirtschaft, Politik und Praxis“. 
Ziel ist die Verankerung und Stärkung von 
Prävention und Gesundheitsförderung 
nicht nur im Gesundheitswesen, sondern 
in allen Politik- und Lebensbereichen.

Die Arbeitsweise der BVPG sieht Ute 
Bertram pragmatisch und betont, dass der 
Bundesverband immer wissenschafts- und 
konzeptgeleitet vorgeht. Dabei wird mit 
Bestandsaufnahmen und Erfahrungsaus-
tausch Transparenz geschaffen und Syner-
gien entwickelt, um Projekte durchzufüh-
ren und – ganz wichtig – Qualität zu sichern.

Als BVPG Präsidentin will Ute Bertram 
ihren Fokus auf die Prävention der „klassi-
schen“ Volkskrankheiten setzen, den soge-
nannten nicht-übertragbaren Krankheiten. 
Daneben steht ebenso die kommunale Ge-
sundheitsförderung – und damit auch der 
Öffentliche Gesundheitsdienst – im Blick. 

Auch die Auseinandersetzung mit ethi-
schen Fragen der Prävention und Gesund-
heitsförderung soll 2018 eine Rolle spielen.

Für sie liegt es auf der Hand, dass Präven-
tion nur gemeinsam mit allen Akteuren auf 
unterschiedlichen Ebenen umsetzbar ist. 

„Prävention bedeutet aber nicht, den Men-
schen vorzuschreiben, wie sie leben sollen“, 
so Ute Bertram. Doch mit Blick auf die zu-
nehmende Alterung der Gesellschaft und 
die ansteigenden Kosten im Gesundheits-
wesen muss klar sein, dass jeder auch in der 
solidarischen Verantwortung einen persön-
lichen Beitrag leisten muss. Das gilt beim 
Rauchen, beim Alkohol und auch bei der 
Ernährung. Ihre Schlussfolgerung: „Wenn 
wir feststellen, dass krankheitsassoziierte 
Kosten bei den nichtübertragbaren Krank-
heiten immer größer werden, dann müssen 
wir uns als Gesellschaft Gedanken machen.“ 

Ziel ist die Entwicklung eines Gesund-
heitssystems, das dem Stand der Wissen-
schaft Rechnung trägt und für jeden – un-
abhängig von sozialer Herkunft – bezahl-
bar ist. Mit der neuen Präsidentin wird die 
BVPG dazu ihren Beitrag leisten

Peter Tinnemann

PORTRAIT: UTE BERTRAM

Präsidentin mit Leiden
schaft für Gesundheit

IMPRESSUM

Dr. med. Peter Tinnemann, MPH
Referent für Öffentliche Gesundheit  
und Sozialpsychiatrie

Im April 2017 wurde Ute Bertram zur neuen Präsiden-
tin der Bundesvereinigung Prävention und Gesund-
heitsförderung e.V. (BVPG) gewählt. In ihrer Karriere 
als Politikerin hat sie an wichtigen Meilensteinen des 
Präventionsgesetzes mitgearbeitet. Wir stellen Ihnen 
Ute Bertram vor, welche klaren Vorstellungen sie für 
ihre zukünftige Aufgabe hat und wie sie diese mit der 
BVPG umsetzen möchte.

„Ist jeder, der psychia
trisch erkrankt ist, auch 
wirklich gut versorgt?“

Ute Bertram
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